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Antrag 

der Abgeordneten Herbert Werner (Ulm), Monika Brudlewsky, Ciaus Jäger, Norbert 
Geis, Hubert Hüppe, Manfred Carstens (Emstek), Dr. Walter Franz Altherr, Dr. Wolf 
Bauer, Meinrad Beile, Wilfried Böhm (Melsungen), Klaus Bühler (Bruchsal), Werner 
Dörflinger, Wolfgang Engelmann, Wolfgang Erler (Waldbrunn), Dr. Wolfgang Götzer, 
Otto Hauser (Esslingen), Manfred Heise, Dr. Norbert Herr, Dr. Paul Hoffacker, Josef 
Hollerith, Siegfried Hornung, Dr. Egon Jüttner, Volker Kauder, Hartmut Koschyk, 
Franz Heinrich Krey, Karl-Josef Laumann, Dr. Michael Luther, Rudolf Meinl, Elmar 
Müller (Kirchheim), Engelbert Nelle, Norbert Otto (Erfurt), Dr. Gerhard Päselt, 

Otto Regenspurger, Heinz Schemken, Joachim Graf von Schönburg-Glauchau, 

Dr. Klaus-Dieter Uelhoff, Alois Graf von Waldburg-Zeil, Benno Zierer 


Ausbau der sozialpolitischen Maßnahmen zur Förderung der Bereitschaft 
zur Annahme ungeborener Kinder in Konfliktlagen und zur Förderung der Familie 

% 

Del* Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gefordert, Möglichkeiten der 
Förderung der Bereitschaft zur Annahme ungeborener Kinder 
in Konfliktlagen und zur Verbesserung der Lebensbedingun- 
gen für Familien und Kinder durch geeignete sozialpolitische 
Maßnahmen im sozialen Leistungsrecht und Steuerrecht zu 
prüfen und über die Ergebnisse bis zum 30. September 1994 zu 
berichten, soweit nicht Sofortmaßnahmen möglich erscheinen. 

2. Nach Auffassung des Deutschen Bundestages sind insbeson- 
dere folgende Möglichkeiten zu prüfen: 

a) Verbesserungen bei der Berücksichtigung von Zeiten der 
Kindererziehung im Rentenrecht für Geburten ab 1995, 
generell oder abgestuft nach der Zahl der Kinder, 

b) Verbesserungen beim Bundeserziehungsgeldgesetz, bei- 
spielsweise durch 

— Verlängerung der Bezugsdauer bis zur Höchstdauer des 
Erziehungsurlaubs von drei Jahren, 

— zusätzliche Ansprüche auf Erziehungsgeld ohne Erzie- 
hungsurlaub über das dritte Lebensjahr hinaus bei zwei- 
ten und weiteren Kindern, 

— Anpassung des Höchstbetrages von 600 DM und der 
Einkommensgrenzenregelungen an die wirtschaftliche 
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Entwicklung seit 1986 (Einkommen, Lebenshaltungs- 
kosten) in der mittel- bis längerfristigen Perspektive, 
möglicherweise Verzicht auf Einkommensgrenzen, 

c) Verbesserungen beim Familienlastenausgleich (Steuer- 
freibeträge und/oder Kindergeld) in Verbindung mit Er- 
höhungen der steuerlichen Grundfreibeträge an das Exi- 
stenzminimum unter Berücksichtigung der Sozialabgaben, 
laufende Anpassungen an die wirtschaftliche Entwicklung, 

d) Verbesserungen beim Wohngeld (Anpassung der Förder- 
beträge und der Einkommensmaßstäbe an die wirtschaft- 
liche Entwicklung seit 1990 sowie strukturelle Verbesserun- 
gen durch Berücksichtigung von Mieten oberhalb der bis- 
herigen Höchstbeträge je qm und Einbeziehung von Fami- 
lien mit Einkommen oberhalb der bisherigen förderungs- 
fähigen Höchstgrenzen), 

e) Milderung der Verwandtenheranziehung im Sozialhilfe- 
recht, 

f) Erhöhung der Ausbildungsfreibeträge im Einkommen- 
steuerrecht und laufende Anpassung an die wirtschaftliche 
Entwicklung in Parallele zu den Veränderungen bei Leistun- 
gen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz, 

g) Verstärkung der Familienkomponente bei Lohnersatz- 
leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 

h) verbesserte finanzielle Ausstattung der Bunde sstiftung^ 
Mutter und Kind. 


Bonn, den 16. März 1994 
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Begründung 

Die Änderungen hinsichtlich des Schutzes ungeborener Kinder im 
Strafrecht und der Beratung in Schwangerschaftskonfliktlagen 
können nur dann annähernd optimal greifen, wenn sie durch 
sozialflankierende Maßnahmen ergänzt werden, die in Schwan- 
gerschaftskonfliktlagen helfen, die sich voll, überwiegend oder 
teilweise aus wirtschaftlichen, aktuellen oder in Verbindung mit 
der Geburt eines Kindes zu erwartenden Notlagen ergeben. Ge- 
sellschaftspolitisch geboten ist grundsätzlich die Schaffung von 
Rahmenbedingungen für Familien und Kinder, die jungen Paaren 
die Realisierung von Kinderwünschen erleichtern. Dann ist auch 
am ehesten eine Bereitschaft zur Annahme eines nicht eingeplan- 
ten oder noch nicht gewünschten Kindes zu erwarten. Ein großer 
-wenn nicht sogar überwiegender - Teil der geborenen Kinder 
kommt ungeplant zur Welt, wobei Elternpaare oder Mütter sehr 
häufig das Kind auch unter Hinnahme erkannter Schwierigkeiten 
und Lebensprobleme annehmen. 

Andererseits gab und gibt es aber viel zu viele Abtreibungen, von 
denen ein um so größerer Anteil vermieden werden kann, je mehr 
ein kind- und familienfreundlicheres Bedingungsumfeld ein „Ja" 
zum Kind in Konfliktlagen erleichtert. 

Auch Beratung zum Leben hin in Schwangerschaftskonfliktlagen 
verspricht um so mehr Erfolg, je mehr auf günstige soziale Rah- 
menbedingungen für Kind und Familie generell verwiesen wer- 
den kann. Wenn dann auch noch auf den Einzelfall abgestellte 
Hilfsmöglichkeiten verwiesen werden kann, oder gar ganz kon- 
krete Hilfen angeboten werden können, um so mehr ist eine 
Annahme des Kindes zu erwarten. 

Die Antragsteller schlagen neben einem konsequenten Schutz 
des ungeborenen Kindes im Strafrecht in einem vorgelegten eige- 
nen Gesetzentwurf auch eine Reihe konkreter sozialer Hilfen vor, 
soweit sie als vordringlich aber auch sofort finanzierbar erschei- 
nen. Das Anliegen dieses Antrages ist darauf gerichtet, die 
Lebensbedingungen für Familien und Kinder in kurz-, mittel- und 
längerfristiger Perspektive noch umfassender zu verbessern, als 
die Antragsteller dies gegenwärtig in einer konkreten Gesetz- 
gebungsinitiative Vorschlägen können. Es ist hier grundsätzlich zu 
beachten, daß sozialflankierende Maßnahmen um so wichtiger 
sind, je mehr der Schutz ungeborener Kinder nicht mehr über das 
Strafrecht gesichert werden kann. 

Zu 1. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, welche über 
vorliegende Gesetzentwürfe hinausgehende Maßnahmen noch 
kurzfristig eingeleitet werden können, und im übrigen bis zum 
30. September 1994 zu berichten, ob und welche mittel- und 
längerfristigen Maßnahmen ihr mittel- und längerfristig sinnvoll 
und realisierbar erscheinen. 

Zu 2. 

Die Antragsteller weisen auf einige familienpolitisch relevante 
sozial- und gesellschaftspolitische Einzelbereiche hin, in denen 
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Möglichkeiten von Verbesserungen geprüft werden sollten, was 
nicht die Prüfung anderer Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Situation der Familien und der sozialen Bedingungen zum besse- 
ren Schutz des ungeborenen Kindes Seitens der Bundesregierung 
beeinträchtigen soll. 

Im einzelnen: 

a) Die Verstärkung der Familienkomponenten im Rentenrecht 
entspricht einer richtungsweisenden Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts im Sinne von mehr Gerechtigkeit für 
die Familien durch Anerkennung der Erziehungsleistung. Sie 
hat auch einen Bezug zum Schutz des ungeborenen Kindes 
insofern, als seine Pflege und Erziehung als Folge seiner 
Annahme in Konfliktlagen in jedem Fall in die weitere Lebens- 
planung und -führung der Eltern oder der alleinerziehenden 
Mutter eingreifen. 

b) Ein stufenweiser Ausbau des bewährten Erziehungsgeldes ist 
ein hervorragendes Instrument besonders der Förderung der 
jungen Familien. Es erleichtert phasenweise Planungen im 
Bezugsfeld Famlie - Kindererziehung - Beruf. 

c) Der Familienlastenausgleich ist derzeit unzureichend, generell, 
aber auch im Hinblick darauf, daß in Schwangerschaftskon- 
fliktlagen das „Ja" zum Kinde erleichtert wird, wenn sich 
Betroffene auf eine ausreichende Entlastung für zwei bis drei 
Jahrzehnte der wirtschaftlichen Abhängigkeit des Kindes von 
den Eltern verlassen können. 

d) Wohngeld ist um so wichtiger, je mehr sich das Wohnungs- 
angebot am Marktmechanismus orientiert und je weniger 
preiswerte Sozialwohnungen angeboten werden können. 

e) Die Milderung der Verwandtenheranziehung in der Sozialhilfe 
ist Gegenstand langjähriger Forderungen insbesondere von 
Sozialverbänden. Das Risiko, für Leistungen des Sozialamtes 
an Kinder in Regreß genommen zu werden, ist häufig Motiv für 
Dritte, auf Schwangerschaftsabbruch zu drängen. Finanz- 
schwache Elternpaare sollten beim Verwandtenregreß nicht 
schlechtergestellt werden als Alleinerziehende. 

f) Eine ausreichende steuerliche Entlastung bei der Ausbildung 
von Kindern ohne Anspruch auf BAföG ist ein wichtiger Faktor 
bei Entscheidungen über die Zahl der Kinder, denen man eine 
gute Ausbildung sichern möchte. Der Schutz ungeborener Kin- 
der ist in diesem Zusammenhang insoweit berührt, als ein 
ungeplantes zusätzliches Kind auch die Lebenschancen vor- 
geborener Kinder beeinträchtigen kann. 

g) Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit und Leistungen bei Fortbildung 
und Umschulung sind insbesondere für größere Familien unzu- 
reichend. Es erscheint wünschenswert, die Leistungen stärker 
nach Familiengröße zu staffeln - wie vor 1975. 

h) Die Bundesstiftung Mutter und Kind hat sich bisher sehr 
bewährt, weil in konkreten materiellen Konfliktlagen auf den 
Einzelfall abgestellte Hilfen geleistet werden können. Eine 
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Aufstockung der jährlichen Zuweisungen könnte dazu beitra- 
gen, in konkreten Einzelfällen noch stärker zu helfen und für 
mehr Betroffene als nach den derzeitigen Kriterien Hilfen 
bereitstellen zu können. 
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